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In der Bekanntmachung des Königl. Kommiſſarius, General der Infan⸗ 
terie, Herrn v. Pfuel Excellenz vom 30. Mai c., if der Königl. Kammerherr 
Graf Helioder Skorzewski zu Prochnowo als Theilnehmer an der 
Inſurrektion und namentlich als Organiſator en chef des Chodzieſener 
Kreiſes bezeichnet. Die dieſerhalb angeſtellten näheren Ermittelungen haben 
jedoch ergeben, daß obige Angabe auf einen Irrthum beruht und daß der Graf 
Storzewsti an den inſurrectionellen Bewegungen in der Provinz in keiner 
Weiſe ſich betheiligt hat. Derſelbe hat ſich vielmehr ſchon Ende März, um 
dem vereinigten Landtage beizuwohnen, nach Berlin begeben und hat während 
der Dauer der Unruhen die Provinz nicht wieder betreten. Ich halte mich ver⸗ 
pflichtet, dies hierdurch zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Poſen, den 24. Juli 1848 

Der Ober⸗Präfident des Großherzogthums Poſen. v. Beurmann. 
* — 
In lau d. 

Berlin, den 24. Juli. Se. Majeſtät der König haben am 21. d. im 
Schloſſe Sausſonci dem bisherigen Großherzoglich Heſſiſchen außerordentlichen 
Geſandten und bevollmächtigten Miniſter an Allerhöchſtihrem Hoflager, dem Ger 
nerals Major Freiherrn von Schaffer -Bernſtein, eine Privat- Audienz zu 
ertheilen und aus deſſen Händen das ihm zugegangene Abberufungs⸗ Schreiben 
Sr. Koͤnigl. Hoheit des Großherzogs von Heſſen und bei Rhein eutgegenzuneh⸗ 
men geruht. 8 

Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht: 

Dem Kanzlei⸗Rath Friedrich in Berlin, dem Pfarrer Barſch zu Schön⸗ 
walde, Kreis Frankenſtein, und dem Steuer⸗Einnehmer Rhein zu Neuzelle den 
Rothen Adler, Orden vierter Klaſſe; fo wie dem Plantagenwärter Bientz zu 
Groß bruch, im Regierungs- Bezirk Königsberg, das Allgemeine Ehrenzeichen zu 
verleihen; den Ober⸗Landesgerichts-Rath Reuter zu Infterburg zum Direktor 
des Land⸗ und Stadtgerichts zu Tilſit; an die Stelle des bisherigen Preußiſchen 
Konſuls J C. Lang in Philadelphia, welcher auf ſein Geſuch entlaſſen worden, 
den Kaufmann G. H. Mecke zum Konſul daſelbſt zu ernennen, und die auf den 
Landſchafts⸗Deputirten Fiſch auf Lipie gefallene Wahl zum Direktor des lands 
ſchaftlichen Departements-Kollegiums zu Bromberg zu beſtätigen. 

Der Staats⸗Miniſter Tamphauſen, iſt von Köln hier angekommen. 

Der General Intendant der Königlichen Schaufpiele, don Küſt ner, iſt 
nach Kiſſingen abgereiſt. 


oſen, den 24. Juli. 
alen IIl. 3 


Die Aufgabe unſrer Parteien. Der am ſchärfſten hervortretende 
aß 1 der zwiſchen der monarchiſchen und republik a⸗ 
der andern Seite wirft ae er einfachen Thatfache 8 . 
auch kein Recht, ſo doch einen Anlaß dazu in der einfachen Thatſache, daß die 
wahren Abſolutiſten plötzlich von der Oberfläche des Tages verſchwunden ſind, 
kein Menſch weiß wohin — und doch gab es dereinſt entſchloſſene Männer un⸗ 
ter ihnen! und doch wird der Egoismus, der bisher die Geſetze des abſoluten 
Königthums diktirte, die plötzlich Verſtummten ſicher nicht für ewig ſchweigen 
laſſen. Aber wo ſind ſie in dieſem Augenblicke? Haben ſie es alle gemacht, 
wie jener halliſche Univerſttäts⸗Curator, der ſonſt mit einem weit über feine Ins 
ſtruktionen hinausgehenden Eifer Jeden, der eine freie politiſche Meinung zu 
haben wagte, zu verdächtigen, oder, wo es ihm möglich, aus feiner ganzen Lauf⸗ 
bahn zu drängen wußte, dem jede buntfarbige Mütze eines unſchuldigen Stu⸗ 
denten, wenn das hochverrätheriſche Schwarz«roth⸗gold ſich daran wittern lieh, 
ein hinreichender Grund für die peinlichſte Ingquiſition war — und, als die erſte 
Nachricht von den Creigniſſen der Märznacht anlangte, mit der äußerſten Zu⸗ 
vortommenheit der Studentenſchaft eine dreifarbige Fahne als Geſchenk über⸗ 
reichte? Oder wie jener Geheimrath, vormals die Seele alles hierarchiſchen 
Treiben im ſeligen Eichhornſchen Miniſterium, der nun mit der allerliberalſten 
Miene ſeinen Dienſt in der neuen Ordnung der Dinge verficht und das heilige 
Haupt klug mit der Bürgerwehrmütze bedeckt? — Gewiß, der Gedanke liegt 
nahe, daß die alten Erbfeinde aller politiſchen Freiheit gegenwärtig ihren Platz 
auf den geräumigen Sigen der Partei genommen haben, die unter dem gemein⸗ 
amen Namen der Conſtitutionellen in der That wahte Freunde der Freiheit 


neben den Dienern der entſchiedenſten Unfreiheit oder doch der unentſchloſſenſten 
Halbheit in ſich ſchließt. Wohl thut es Noth, daß diefe Partei ſich der idealen 
Forderungen unſrer Tage bewußt werde! Man vermißt mit Grund in den 
Reihen der Rechten jene energiſche Kraft, die, weil von Vegeiſterung für ein 
großes Werk. befeelt, niemals den Glauben an die Möglichkeit und Nothwen⸗ 
nateit wahrer Volksfreiheit verleugnet. Man fpürt noch zu ſehr den roman? 
üſchen Duft jener mittelalterlichen Souveränetätsideen, die jetzt auch in der 
yrfitutionellen Monarchie noch das Königthum „von Gottes Gnaden“ und 
moſtiſchen Idten einer forterbenden Fürſtenheiligkeit retten möchten. 
* delber andrerſeits verläßt die confitutionelle Partei auch den hiſtoriſchen 
Ge * fie erklärt, weil fie mit Hülfe ſcholaſtiſcher Dialektik in dem künſtlichen 
weck gad der conſtitutionellen Staatsgewalten ein unübertreffliches Meiſter⸗ 
jeden waere die conſtitutionelle Monarchie als die abſolute Staatsform 
der fordern 8 
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. all — Einheit . an den monarchiſchen Formen feſthält: aber fit 
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emokratit aber das Weſen iſt. — Dies iſt Aufgabe des Eonflitutiona- 


Poſener Zeitung. 


Mittwoch den 26. Juli. 


iſt conſtitutio — l; aber die Verdächtigungsſucht 


lismus: nur wenn er energisch dem Geifte der Neuzeit, huldigt, und wenn feine 


bisherige Halbheit (wie fie beſonders in Berlin ſchroff e 11 5 
mäßiges entſchiedenes Wirken für die wahre Freiheit des Volke id feſ⸗ 
ohne daß er in unfelbfiftändiger Nachahmung hiſtoriſcher ene e Ne 
gebannt hält, oder auch ohne feine Grundſätze dem ewigen Wechſel der x 
ſchichte entrücken zu wollen: nur dann wird er die ehrenvolle Stelle lune 
die ihm unter den Parteien der Gegenwart gebührt und dem Gegner die al 
ganz aus der Hand ſchlagen können, die dieſer noch immer in dem Stichworte 
„Reaction“ wider ihn führt. 

Aber nun treten wir hinüber in das Lager der Republikaner, die ſich 
geſammelt haben unter einem hiſtoriſch geweihten, großen amen und das 
Größte jetzt meinen vollbringen zu können. Aber waren die Vorwürfe ſchwer, 
die dem Conſtitutionalismus gemacht werden, ſo iſt doch der Tadel gegen den 
Republikanismus ein noch allgemeinerer. Zwar kommt es uns nicht in den 
Sinn, die Berechtigung dieſer Partei ſelbſt in Frage ſtellen zu wollen. Sie iſt 
jedenfalls in der modernen Staatsentwickelnug die vorwärts treibende Macht 
und wir mögen auch an eine Zukunft glauben, in der man die Republik nicht 
mehr als ein leeres, ſondern als ein volles und wahres Ideal anſehen 
wird. Aber um ſo unumwundener müſſen wir von den gegenwärtigen Ver⸗ 
tretern dieſer Richtung ein Gleiches verlangen, als von denen der ent egenge⸗ 
ſetzten. ir verlangen den Glauben an die Allmacht der wahren reiheit, 
wir verlangen tiefe, echte Vegeifterung von ihnen. Aber es giebt nichts, das fo 
direkt der Begeiſterung widerſpräche, wie der Fanatismus und kein Mit⸗ 
tel iſt der Freiheit unwürdiger, als das der Gewalt. Die Despoten der 
Anarchie find um nichts beſſer, als die des Abſolutismus — beide geben 
das Prinzip der Freiheit auf, die nimmermehr Willkür, ſondern einzig durch 
Ueberzeugung geleitete Entwickelung iſt. Es wird unſres Beweiſes nicht 
bedürfen, daß uns Geſchehenes vollauf berechtigt, gerade dieſer Partei die Worte 
aus der großartigen Rede eines ihrer bedeutendſten Wortführer zuzurufen: „wer 
ſein Abu aufgiebt, giebt feine Seele auf, und wehe ihm, wenn 

es thut! 
r Und nicht minder müſſen wir von dieſer Partei fordern, daß fie ſich auf 
dem Boden der hiſtoriſchen Wirklichkeit halte. Es iſt unſres Volkes edelſte 
Eigenthümlichkeit, in den innerlichen Mächten des Gemüthes einen Schutz gegen 
jenen Hochmuth der Theorie zu haben, der von Volk und Vaterland nichts 
mehr wiſſen will: aber wer ſeiner Nation die Geburten ſeines Hirns aufdringen 
will, auch wenn ihr innerſtes Weſen dem widerſtrebt, der verleugnet jenen Cha⸗ 


rakter. Die hiſtoriſche Entwickelung kennt keine Schranken und es iſt mehr als 


thöricht, gegen ihre Geſetze von der Gegenwart erzwingen zu wollen, was der 
Zukunft vorbehalten bleiben muß, weil das Volk es jetzt noch nicht als wahr 
anerkannt hat. Der Wille des Volks mag entſcheiden. Nur wenn dieß ohne 
Einſchränkung geſchieht, iſt eine Reaction unmöglich. Wir find dann der 
Freiheit ſicher und zwar einer Freiheit, die alle großen Geſtaltungen 1 950 
Vergangenheit unverloren in ſich trägt; während ſonſt die Zukunft uns die 
Vergangenheit zurückwünſchen laſſen könnte. N 7 
1 Alſo auf: bon den Republikanern müſſen wir eine andre 5 6 0 hai 
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ation wirklich Eriftivende und Lebendige anknüpfen; denn ein Ideal, das dem 
Vildungszuſtande eines ſelbſtbewußten Volkes ſchlechthin widerſpräche, wäre die 
Geburt von Sophismen, nicht das Erzeugniß ewig wahrer Gedanken. Aber es 
giebt kein größeres Geſetz in dieſer Zeit, als unbedingt zu handeln nach dem, 
was die Freiheit, was die Wohlfahrt des Vaterlandes fordert, „ohne Rück⸗ 
ſicht,“ mit Gagern zu reden, „auf Sophismen, die Manchen als 
Prinzipien gelten.“ . 


„ Poſen, den 25. Juli. Die Verfechter des konſtitutionellen Syſtems 
müſſen es oft zu hören bekommen, daß die Idee, für die fle auftreten, auch eben 
ein bloßes Kind der Zeit ſei, vergänglich wie ſie, ohne auf abſolute Geltung 
Anſpruch machen zu können. In dem vorſtehenden Artikel, welcher mit Um⸗ 
ſicht und Klarheit die Stellung und Aufgabe der Parteien beleuchtet, wird eben⸗ 
falls beiläuſig von einem konſtitutionellen Dogma geſprocheu, das ſich gegen den 
hiſtoriſchen Fortſchritt, gegen die Zulaſſung anderer Principien ſperre und ver⸗ 
ſchließe. Einverſtanden mit der 8 e 0 7 55 erlauben wir uns 
zu dieſer beiläufigen Bemerkung ein flüchtiges Nachwort. . 

Vi Wee das unverbrüchlche Feſthalten an der Idee des konſti⸗ 
tutionellen Königthums nicht als ein blindes Anklammern an einen überlieferten 
laubensfas, fondern als ein beſonnenes Einſtehen für ein reiflich erwogen en; 
nach allen Seiten hin geprüftes Prinzip, deſſen Unveränderlichkeit WE 1515 
beſchadet dem hiſtoriſchen Fortſchritt deshalb zu proklamiren wagen, we bern 
als Grundlage deſſelben die ewig unveränderliche Menſchennatur rden en, 
Weil uns die Gefährlichkeit des Parteikampfes im Ringen nach an 8 
menſchlichen Ehrenſtelle aus unläugbarer Erfahrung vor Augen i e Faves 
gen wir ein erbliches Oberhaupt. Wir nehmen für daſſelbe ſeächttgungsſucht, 
antwortlichkeit in Anſpruch, damit neben der kritiſchen Ver kicken und zu 
0 5 u umſt 5 
neben dem lauernden Aufpaffen, das alle unſere Sinne 3 reifen könne, ohne 
verbittern droht, auch die entgegengeſetzte Regung We verzerren würde. Wir: 
welche unſer ganzes geiſtiges Leben ſich zur i genug des Aufblics zu 
und mit uns Tauſende aus dem Volke, find ce ane eg 
einer reinen, fleckenloſen Perſönlichkeit zu bedüeſe Mitschuld frei daſtehe, ein 
tigen Parteiumtriebe von jedem Unrecht, von ie ingenung ſich anzuranken im 
fettes Wahrzeichen, um das vertrauungsvolle 


a 22 trüber, perfönliher Ltidenſchaft den Zügel ſchie⸗ 
en zn kaſen und Dadurch dem Angeif, dem Haß der Parten zu verfallen 


G eee 


Das konſtitutionelle Königthum gilt uns als ein ſolches Poſtament, auf da u wir 


das populaire Symbol der Selbſtverherrlichung des fouderamen Volkes in per⸗ 


ſönlicher Geſtalt aufgepflanzt zu ſehen verlangen. Der Brennpunkt der volks⸗ 
thümlichen Sympathien, der künftige König, muß für dieſen feinen — freilich 
mehr paſſiven als activen — Beruf unter den Augen der das Volk vertretenden 
Organe erzogen werden, und es ergiebt ſich aus dieſem Grunde aufs Neue die 
Erolichkeit als nothwendiges Attribut des konſtitutionellen Königthums. Durch 
die unter den nöthigen Garanticen angeordnete Erblichkeit der fürſtlichen Würde 
ſchlingt ſich in ununterbrochenem Zuſammenhang von Geſchlecht zu Geſchlecht ein 
beſchwichtigendes Moment, das in die ruheloſe Aufgeregtheit hartköpſiger Par⸗ 
teikämpfe dämpfend und beſänftigend miteinſtießt, da in der gemeinſchaftlichen 
Beziehung zu dieſem Centrum der Volesneigung, die in den einzelnen Lebens⸗ 
fragen auseinanderſtrebenden Richtungen ſich doch wieder begegnen. Wenn wir 
daher in der augenblicklichen Uebergangsperiode für die Fürſten in ihrer zufäl⸗ 
ligen Perſönlichkeit keine beſondere Vorliebe hegen können, ſo wollen und dür⸗ 
fen wir darum doch die Idee des in angedeuteter Weiſe umſchriebenen König⸗ 
thums nicht fallen laſſen, weil wir die Staatsform, in welcher Volksſouverai⸗ 
nitãt und Volkshingebung gleich ſehr ſich verwirklichen, für die unveränd erlich 
beſte Verfaſſung erachten. 

* Poſen, den 25. Juli Abends. 
gekommenen Nachrichten iſt die Sonnabend⸗Sitzung der Nät.⸗Verſ. von dem 
Wydenbrugeſchen Referat ausgefüllt und die Debatte über Poſen auf Mon⸗ 
tag verſchoben worden. 

Berlin, den 23. Juli. Die praktiſchen Conſequenzen der neugebil⸗ 
deten Tentralgewalt Deutſchlands fangen an, Geſtalt zu gewinnen und in das 
Leben der einzelnen ſtaatlichen Organismen einzugreifen. Der Reichsverweſer 
hat die Oberleitung der geſammten Deutſchen Kriegsmacht übernommen und 
durch das Reichskriegsminiſterium den verſchiedenen Deutſchen Kriegsminiſterien 
aufgegeben, am 6. Auguſt ihm von ſämmtlichen Deutſchen Bundestruppen 
Burg dreimaliges Hoch und Geſchützſalven die Huldigung leiſten zu laſſen. Ich 
würde unwahr fein, wollte ich den Eindruck, den dieſe Nachricht hier hervorge⸗ 
bracht, als einen freudigen ſchildern. Die Befremdung und Beſtürzung in den 
weiteſten Kreiſen iſt unverkennbar Sagte man ſich auch bald, was man im 


erſten Augenblicke überſehen hatte, daß durch das Geſetz über Bildung der Proz 


viſoriſchen Centralgewalt die Oberleitung des Deutſchen Heeres dem Verweſer 
nicht als Befugniß allein, ſondern auch als Pflicht zuertheilt war, ſo konnte 
man ſich doch über das Bedenken, das aus dem Huldigungsverlangen erwuchs, 
nicht ſo leicht hinwegſetzen. Es iſt in der That gerathen, fi, über die Bedeu⸗ 
tung deſſelben keine Täuſchungen zu machen, wär's auch nur, damit, wenn ein 
Verluſt zu tragen iſt, wir das Bewußtſein über das Maaß deſſelben nicht dazu 
verlieren. Als leere Form iſt der geforderte Akt durchaus ſchon deshalb nicht 
anzuſehen, weil feine Ueblichkeit von Seiten des Heeres gegen den Feldherrn 
überall geleugnet werden muß. Oder wäre er dennoch nichts weiter, als eine 
bloße Ehrfurchtsbezeugung, da er eine formelle Eidesleiſtung nicht enthal⸗ 
ten fol? Indem er aber „zum Ausdruckder Huldigung“ und demgemäß 
im Sinn einer ſolchen vollzogen werden ſoll, fo kann kaum eine wortklauberiſche 
Spisfindigkeit ihm das Weſen und die Bedeutung einer wahrhaften „Huldi⸗ 
gung“ absprechen, einer Huldigung und feierlichen Anerkennung des Reichsver⸗ 


weſers, inſofern er, um es für unſern Fall und mit wenig Worten auszuſpre⸗ 


chen, in der doppelten Eigenſchaft als Oeer⸗ und Reichsführer die Preußiſchen 
Truppen ihrem bisherigen Verhältniß zur Krone enthebt und ſich ſelber unmit⸗ 
telbar untergiebt. Darf man ſich wundern, oder es gar ſchelten, wenn man 
hier im Herzen Preußens den Stoß lebhafter empfindet, der das Staatsgebäude 
durchdröhnt, wenn man hier die Frage ernſtlich aufwirft, ob der Reichsverweſer 
den Kreis feiner Befugniſſe nicht eigenmächtig überſchreite, indem er ſogar die 
bereits nur vermittelnde Stellung der Einzelregierungen zwiſchen der Central⸗ 
gewalt und den Heeren vernichtet? Verarge es keiner einem lebensfähigen und 
lebenswerthen Organismus, und ci 5 

Deuiſche taat, wenn er feiner Auflöſung mit einigem Widerſtreben entgegen: 
ſteht. Wir aber wünſchen aus vollem Herzen, daß ein gütiges Geſchick die 
Mittel zeige, wie Preußen erhalten, ohne die Deutſche Einheit zu gefährden, 
wie Deutſchlands Einigung gewonnen werden könne, ohne das Preußiſche Staats⸗ 


leben der Vernichtung Preis zu geben. 
Aus der Oberlaufig, den 23. Juli. Ich habe Ihnen neulich über 


die Zahlenverhaͤltniſſe der flavifchen und deutſchen Bevölkerung der Lauſitzen Mit⸗ 
theilungen gemacht; es wird Ihren Leſern nicht unintereſſant ſein, genaue Anga⸗ 
ben uber dieſelben Verhältniſſe in Boh men zu erfahren. 

In Böhmen find 1,828,100 auſäſſige Deutſche und 2,557,400 Slaven, 
fo daß das Verhältniß jener zu dieſen wie etwa 7 zu 4. Die beiden Nationen haben 
ſich in höchſt eigenthrimlicher Weiſe iu das Land getheilt. Die Slaven find in 
dem eigentlichen Thalkeſſel Böhmens überwiegend vorherrſchend; auf den Gebirgen 
dagegen, namentlich auf der nördlichen, weſtlichen und füblichen Grenze bilden die 
Deutſchen die Mehrzahl, ſo daß die Tſchechen wie ein großer mächtiger Keil vom 
Slaventhum aus Oſten her in den deutſchen Körper hineingetrieben find. In den 
fünf Kreiſen, dem Elbozener, dem Leitmeritzer, dem Snazer, dem Pilſener und auch 
noch dem Bunzlauer ſind dis Slaven iu ſo entſchiedener Minderzahl, daß z. B. 
der Elbozener Kreis mit ſeinen 250,600 Einwohnern als rein deutſch und von 
jebem ſlaviſchen Elemente befreit angenommen wird, der Leitmeritzer zählt unter 
337,727 Bewohnern über 300,000 Deutſche, der Snazer unter 142,250 
etwa 130,000 Deutſche, der Pilſener hat noch zwei Drittel Deutſche, der Bunz⸗ 
latter noch über die Halfte. Ju Prag iſt die rein deutſche Bevölkerung zwei 
Drittel. Außerdem hat aber noch die Hälfte der dortigen ſlaviſchen Bevölkerung 
eine butchaus deutſche Bildung genoſſen und iſt in fo ferne ſchon halb germaniſirt. 

Stettin, den 20. Juli. Vorgeſtern kam das Dampfboot Wladimir aus 
St. Petersburg hier an; es war Alles am Bord geſund und erhielt geſtern freie 
Pratica. Der General v. Pfuel befindet ſich am Bord. Die Cholera iſt in 
St. Petersburg im Abnehmen. 

Frankfurt a. M., den 21. Juli. (O. P. A. Z.) 4 2ſte Sitzung der 
verfaſſunggebenden Reichs Verſammlung am 20. Juli. Die Stz⸗ 
zung wurde nach 91 Uhr von dem Präfidenten H. von Gaßern eröffnet. Nach 


Nach ſo eben aus Frankfurt uns zu⸗ 


t 
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Verleſung des Protokolls füpte derſelbe die National-Verſammlung in Kenntuiß 
daß dle Abgeordneten Sedlag von Pelplin (Weſt⸗Preußen) und Haß — * 
von Junsbruck den Austritt aus der National-Verſammlung erklärt haben. Es 
wurde ſodaun zum erſten Gegenſtande der Tages-Ordnung, Verathung über den 
Bericht des Abgeordneten Zacharia, Namens des voͤlkerrechtlichen Ausſchuſſes 
überdie Limburgſche Frage geſchritten. Clemens von Bonn ſtellt den! Zuſab⸗An⸗ 
trag: „Zugleich fordert die National⸗Verſammlung die proviſoriſche Gentral-Ge- 
walt auf, dieſen Beſchlüſſen eine, der Dringlichkeit. der Umſtände entſprechende 
möglichſt ſchleunige und wirkſame Folge zu geben.“ Schuſelka beautragt, dis: 
zuſprechen: „Niederland habe nicht das Recht, das Deutſche Herzogthum Lim⸗ 
burg mit einem Theile der Holländiſchen Schulden zu belaſten. Die etwanige 
Uebernahme einer ſolchen Belaſtung könne nur im Wege des Vertrages, vorbe⸗ 
haltlich der Ratifikation der National-Verſammlung, geſchehen.“ Venedey 
lenkt die Aufmerkſamkeit der Verſammlung hauptſächlich auf die Schuldfrage. 
Die Schulden in den Niederlanden find entſtanden durch die Kolonieen Feſtun⸗ 
gen, Arſenale und Schiffe. Sollte ein Theil der Schulden den Limburg 
übernommen werden, fo wäre auch ein Theil des Angeſchafften herauszugeben 
von Reden erörtert, daß mit Zurechnung der Kolonlalſchulden der Niederlande 
auf Limburg etwa 81 Millionen Rthlr., ohne jene noch über 40 Millionen Rehlr. 
fallen würden. Der Redner macht bezüglich der Verhandlungen darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß aus politiſchen Rückſichten die Feſtungen in Limburg wohl nicht in au⸗ 
ßerdeutſchen Händen gelaſſen werden konnten. Auch haben, worüber der Aus⸗ 
ſchußbericht Zweifel ausſpricht, die Limburger gegen das Verhältwiß zu den Nie⸗ 
derlanden, und zwar 1844, ausdrücklich retlamirt. Kolb verlangt vollſtaͤndige 
finanzielle Trennung Limburgs von den Niederlanden. Die Niederländer werden 
feinen Theil der Flotte oder der Kolonieen herausgeben; ſie können alfo Limburg 
nicht fuͤr die Koſten derſelben mit Steuern belaſten, welche zu Gunſten eines frem⸗ 
den Landes, und unter Umſtänden ſogar zum offenbaren Nachtheil Deutſchlands, 
verwendet werden können. Der Redner ſtellt hiernach einen Berbefferungs Anz 
trag. Die beiden Ausſchuß⸗ Anträge und der Zuſatz⸗Autrag von Clemens 
werden aſt einſtimmig angenommen. — Es wurde nun zur Berathung über §. 4. der 
Grundrechte („die Strafe des bürgerlichen Todes foll nicht ſiattfinden “) sehen. 
43ſte Sitzung ber verfaſſunggebenden Reichs. Berfammlung 
am 2 1. Juli. Die Sitzung wurde um 94 Uhr von dem Präſidenten von 
Gagern eröffnet. Eine Mittheilung deſſelben, daß der Reichsverweſer ein be⸗ 
ſonderes Einkommen von ſich abgewieſen habe, wurde mit großem Beifall aufge⸗ 
nommen. Graf Schwerin ſchlug vor, daß dem Reichsverweſer mit Rückſicht 
auf die ihm zuſtehende Repräſentation des Deutſchen Volkes auf Koſten der Na⸗ 
tion eine Wohnung zur Verfügung geſtellt und hierzu der Präſideut beauftragt 
werden ſolle. Der Antrag Schwerin's wurde faft einſtimmig angenommen. — 
Der Präfident theilte der Verſammulung mit, daß der Abgeordnete Schrakamp von 
Ahlen feinen Austritt erklärt habe. 
BVeſeler nimmt nach Schluß der Berathung über 8. 4 als Berichterſtatter 
das Wort. Der gedachte Paragraph iſt nur mit geringer Mehrheit aufgenom⸗ 
men worden, weil Verſchiedene der Meinung waren, daß er nicht Hierher. gehöre, 
zumal da die Strafe nur in einzelnen Ländern vorkomme. Die Mehrheit hat ſich 
für die Aufnahme eutſchieden, um den Grundſotz auszuſprecheu. Es wurde 
nunmehr zur Berathung über §. 5 des Entwurfs (die Auswanderungsfreiheit iſt 
von Staats wegen nicht beſchränkt. Abzugsgelder dürfen nicht erhoben werden) 
geſchritten. Tellkam pf erklart ſich für einen Zuſatz, welcher bereits in einem 
Minorltäts⸗Erachten *) des Ausſchuſſes geſtellt iſt. Hildebrand vertheidigt 
den Antrag des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes: jeder Deutſche hat das Recht 
der Auswanderung, hat bei Ausübung des Rechts keine Abzug⸗Gelder zu zahlen, 
und hort auch im Auslande nicht auf, Deutſcher Bürger zu ſein. Kein Deulſcher 
Bürger kaun jedoch Bürger eines anderen Staates fein. — In dem letzten Theil 
des Antrags liegt die Unterſcheidung von dem Autrage des Verfaſſungs⸗Aus⸗ 
ſchuſſes. Bisher waren die Deutſchen, beſonders die Auswanderer, ohne Schutz 
im Auslande. Der Deuiſche fol aber auch im Auslande wiſſen, daß er ein Das 
terland hat. Schulz von Weilburg iſt für das Minderheitserachten des Ver⸗ 
faſſungs⸗Ausſchuſſes. Der Rückblick auf die bisherige traurige und ſchmachvolle 
Lage der Dentfchen Auswanderer, welche auf den Deutſchen Namen zurückfallt, 
läßt einen Schutz der Auswanderung, und zwar auch einen poſitiven, als noth⸗ 
wendig erſcheinen, damit Deutſche Sprache und Deutſcher Geiſt auch in der 


Fremde erhalten werde. Ziegert von Preuß. Minden, it; gleichfalls für das 
Minderheits-Erachten. Römer bedauert, daß man noch mehr ais 30ſührigen 


Frieden die Auswanderung nicht nur als ein Grundrecht, ſondern vielmehr als 
Grundpflicht bezeichnen müſſe. Gegen den Auttag des volkswirthſchaftlichen Aus⸗ 
ſchuſſes ſpricht, daß die zurückkehrenden Auswanderer den einzelnen Staaten oder 
dem Reiche zur Laſt fallen würden. Dagegen empfiehlt ſich der Antrag des Ver⸗ 
faſſungs⸗ Ausſchuſſes und, der Minderheits Zuſaß. Heuſel II. iſt gleichfalls 
gegen den Autrag des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes. Der Auswandernde er⸗ 
klärt die Abſicht, nicht mehr in ſtaats rechtlicher Verbindung mit dem Staate, den 
er verläßt, ſtehen zu wollen. Der Schutz für die Deutſchen im Ausland iſt in 8. 
48 des Entwurfes vorgeſehen. von Roͤnne verlangt, daß g. 48 (jeder Deut⸗ 
ſche Staatsbürger in der Fremde ſteht unter dem Schutze der Deutſchen Nation) 
ſofort nach 5. 5 diskutitt und eingeſchaltet werde. Bei der Abſtimmung wurde 
8. 1 des erſten Artikels nach der von dem Verfaſſungs⸗Ausſchuſſe ſelbſt vorge⸗ 


) Die Auswanderung ſelbſt ſteht unter dem Schutze des Staats. (Wigard, Tell 
tampf, Hergenhahn, Laſaulx, Ahrens, Blum, Nomer, N. Mohl, Schüler, Simon.) 
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ſchlagenen Modifikation mit großer Mehrheit angenommen. Er lautet nunmehr: 
Jeder Deutſche hat das Oeulſche Reichsbürger⸗Recht. Die ihm kraft deſſen zu⸗ 
ſtehenden Rechte kann er in jedem Deutſchen Lande ausüben. Ueber das Recht, 
zur Deutſchen Reichs Verſaumlung zu wählen, verfügt das Reichs⸗Wahlgeſetz. 
Die Abſtimmung über die übrigen Paragraphen und die zahlreichen Verbeſſerungs⸗ 
und Zuſatz⸗ Anträge, beren Reihenfolge für die Abſtimmung feſigeſetzt wurde, 
wird morgen erfolgen. Bei Feſiſtellung der Tagesordnung für die morgentliche 
Sitzung entſpaun ſich eine heftige Debatte darüber, ob zuerſt der Bericht Wyden⸗ 
brugk's über die internationalen Verhältuiſſe Deutſchlands (zu Fraukreich, Ruß⸗ 
land ꝛc.) oder der Bericht des völkerrechtlichen Ausſchuſſes über die Poſener Frage 
geſtellt werden ſolle. Der Präſident theilte mit, daß er von Bevollmächtigten 
der Polen, welche eine ueue Deukſchriſt zum Druck und zur Vertheilung gegeben 
haben, um Ausfegung der Verhandlung um wenigſtens einen Tag erſucht wor⸗ 
den ſei. Für ſofortige Berathung des letzteren Berichts wurde von Lichnowsky, 
Arudt ꝛc. geltend gemacht, daß den ſchwankenden Verhaltniſſen in Poſen nun⸗ 
mehr ein Ende gemacht werden müſſe, wenn nicht die dortigen Dentſchen neuem 
Unheil ausgeſetzt werden ſollien. Denkſchriften ſind genug übergeben worden; 
auch die wieder angekündigte wird nichts Neues enthalten. Ruge, Reh, Rös⸗ 
ler, Jaulczewski ue. verlangten, daß im Intereſſe der Gerechtigkeit der in der 
Verſammlung geſetzlich nicht vertretene andere Theil nochmals gehört werden ſelle, 
zumal da er das Vorbringen noch nicht bekannter wichtiger Urkunden ankündige. 
Schmidt von Schleſien macht darauf aufmerkſam, daß nach der Geſchaͤfts-Ord⸗ 
nung (8. 34) der Präſtdent die Tages Ordnung beſtimmt und verkündigt. 
Die Diskuſſion erledigte ſich damit, daß vom Präfldenten auf die Tages⸗Ordnung 
der morgentlichen Sitzung 1) die Abſtimmung über Art. 1. der Grundrechte, 2) 
der Bericht Wydenbrugk's über die internationalen Verhältniſſe, 3) die Poſe⸗ 
ner Frage geſetzt wurde. Schluß der Sitzung 23 Uhr. 

[Frankfurt a. M., 21. Juli Abends. Die Abſtimmung über die 
Grundrechte dauerte heute bis 2 Uhr. Es fehlte an unnöthigen Verlängerun⸗ 
gen nicht; die Linke ſorgte dafür. Am Schluſſe ſchlug der Präſident zu mor⸗ 
N ‚ eine außerordentliche Sitzung vor. Es erhob ſich Wider⸗ 
— — wollte Rö nne des volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſes wegen 
Sitzung wehr — e v. Soiron auf die Tribüne; eine 
den, ſei man geflern. gegen eine Par 2 1 nicht fördern, noch ihm ſcha⸗ 
gegen die andere gerecht werden. Die Si Fate woſfe 9 — a 
brug kſche Bericht über die internationalen Berbättniffe 9 1 w. Nad 8 5 
ſener Frage ſteht auf der Tagesordnung von Sonnabend. n Po⸗ 

Wiesbaden, den 19. Juli. Die nachſtehende Bekanntmachung wurde 
heute früh veröffentlicht: „Nachdem die Bürgerwehr der hieſigen Stadt bel den Er⸗ 
eigniſſen der letzten Tage nicht im Stande geweſen iſt, die öffentliche Ordnung 
Fink zu halten, nachdem jie ſich Gefangene hat entreißen laſſen, und Einzelne 
ä wa in offener Widerfeglichkeit gegen ihre Führer ſich auf⸗ 
Miairg eher An unſers in geringer Anzahl gegenwärtigen Mi⸗ 

{ ainz hierher beordert worden, um die Ordnung wie— 


a und den von N 0 1 
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Eude die Ablieferung ſämmtlicher Gewehre erforderlich. Von den Bürgern Wies⸗ 
badens wird erwartet, daß ſie ſich dieſer Maßregel, welche unſere Freiheit nicht 
gefährden, ſondern ſichern ſoll, willig unterordnen und auſchließen. Wiesbaden 
den 18, Juli 1848. Herzoglich Naſſauiſches Staats⸗Miniſterium. Hergen⸗ 
hahn. (O. P. A. 3.) 
Karlsruhe, den 17. Juli. Die hieſige Zeitung ſchreibt: Der Oberbefehls⸗ 
haber des 7. und 8. Armeekorgs hat angeordnet, daß die baieriſchen und würtem⸗ 
bergiſchen Truppen ſich in ihre Läuder zurückziehen und nur an der Grenze derſel⸗ 
ben aufgeſtellt bleiben, um, ſobald das Bedürſniß dazu pon neuem ſich zeigt, auf 
kurzem Wege wieder einmarſchiren zu tönnen. Die Würtemberger werden na⸗ 
meutlich bei Rottweil und bei Tuttlingen ihre Auſſtellung nehmen. Die Fluͤcht⸗ 
linge haben ihre Plaue eines neuen Elnfalls vorerſt wieder aufgegeben, und die 
Bewohner des Seekrelſes find ſichtlich nicht mehr in der früheren Stimmung, ſo 
daß zu hoſſen iſt, es werde zur Aufrechthaltung der Ordnung einer ſtarken Mili 
zaumacht zur Zeit nicht mehr bedürfen. Sollten die Truppen als Gresutiond- 
Maunfebaft wieder gerufen werden, jo würde der Aufwand den untuhigen Gemein- 
den und Bezirken zur Laſt gelegt, und dies mag wohl auch die aufrühreriſchen Ge⸗ 
zurückhalten. Im Uebrigen ſiud die badiſchen Truppen vorerſt in ih⸗ 
gen Stärke uoch zu verwenden. Ein Bataillon iſt nach Mannheim ver- 
legt und ein Regiment marſchitt von Offeuburg nach dem Seekreiſe. Es wird 
bei Donaueſchingen das Hauptquartier haben und mobile Golonnen gegen Kon- 
— und Waldshut entſenden. Die badiſchen Truppen in und um Freiburg 
en in ihrer Stellung. 
Karlsruhe, den 19. Juli. (K. Z.) Heute erſchien hier eine Deputa⸗ 
des Gemeinderaths und der Bürgerausſchüſſe von Heidelberg, um die Zurück 
löſt — Verfügung, wodurch der dortige demokratiſche Studentenverein aufge⸗ 
Nachthen zu erwirken, da durch den Auszug der ‚Stubenesn der Stadt großer 
ein Swen achſe. Die Deputation übergab eine ſchriftliche Vorſtellung zu glei⸗ 
und bag x und bemerkte, daß die Studenten ihr Vereinsrecht im Allgemeinen 
welche mit d der freien Meinungsäußerung bedroht erachten, ſelbſt Diejenigen 
er Richtung des demokratiſchen Vereins nicht einverſtanden ſeien. In 


ne Frauef O. Poſt⸗Amts⸗Zig. und ihr der Staatsanzeiger vom 24. be⸗ 
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ge Correſpondenz Auskunſt giebt, 


He und iſt zu dem 


Gecläßheit einer ſogleich gefaßten Staatsminiſterialentſchließung wurde den Ger 
meindebehörden auf ihre Vorſtellung erwiedert, „ daß von der Eutſchließung vom 
16. db. Me nicht abgegangen werden könne, indem, wenn auch die Meinungen der 
Einzelnen Frei ich, geltend machen können, doch wicht geduldet sign dürfe, daß 
durch die Kraft der Aſſoclation die verfaſſungsmäßig daſtehende en e 
untergraben werde. Wollen Studenten einen andern Verein gran 5 Fame 
ihnen, wie ſchon in der Verfügung vom 16. d. M. geſagt ſei, Nachts 5 ＋ 
vorausgeſetzt, daß derſelbe nicht gleich dem aufgelöſten Verein ſich wieder die 
gabe ſtelle, für die Einführung einer Nepubfit Propaganda zu machen. 5 
Karlsruhe den 20. Juli. Die Eröffnung der Regierung über die 3 
bedingte Anerkennung der proviſoriſchen Centralgewalt und die freudige Zi If 
ſtimmung zu der Wahl des Reichsverweſers wurde in der zweiten Kammer al 
Anregung des Präſtdenten Mittermaier mit dem Erheben von den Sitzen zum 
Zeichen der Uebereinſtimmung ‚aufgenommen, Nur der Abgeordnete Richter 
blieb ſitzen. Mez nahm hierauf das Wort, um anzukündigen, daß auch er 
ſich über die Wahl des Erzherzogs Johann freue, obgleich er demſelben ſeine 
Stimme nicht gegeben habe. Indem er ſich deßhalb erhoben, geſtehe et jedoch 
nicht zu, daß Badens Fürſt oder Kammer das Recht der Anerkennung 
der Wahl hatten. Das Parlament fei ſouverän, und dieſe Eigenſchaft in Be⸗ 
ziehung auf die Form zu wahren, fühlte ſich der Redner berufen. Junghanns 
erklärte ebenfalls, daß die Beſchlüſſe der Rational⸗Verſammlung keiner Aner⸗ 
kennung bedürfen. Arme Negierung, arme Kammer! Nicht einmal anerken⸗ 
nen dürfen ſie die Beſchlüſſe und die Wahl der National⸗Verſammlung; ſelbſt 
der Ausdruck ihrer freudigen Zuſtimmung iſt ein Verbrechen, vielleicht gar ein. 
eichen reaktionärer Geſinnung. Hätte die Regierung ihre Anerkennung nicht 
ausgeſprochen, wer weiß, ob die Nationalverſammlung diefelbe nicht, wie von 
Hannover, ausdrücklich verlangt hätte. Uns ſcheint die Badiſche Regierung 
vielmehr Dank dafür zu verdienen, daß fle jeder Ungewißheit über ihre Geſin⸗ 
nung durch die heutige Eröffnung ein Ende gemacht hat. (D. Z, 
Aus Rhein heſſen, den 20. Juli. Die in Worms unter Verantwortlich⸗ 
keit des Dr. v. Lohr erſcheinende „Neue Zeit“, welche für das demokratiſche 
Prinzip auf der äußerſten Linken kämpft, erhob in zwei aufeinander 1 
Nummern gegen den Mann, der in der Nationalverſammlung den „kühnen Griff 
gethan, gegen Gagern, die ſchwere Auklage: „er habe für Gold das Vaterland 
an den Norden verkauft.“ Es kann der guten Sache nur nützen, wenn 6, alleut⸗ 
halben bekannt wird, mit welchen Waffen gewiſſe Blätter für ihre Ideen kämpfen. 
Gagern ein mit Gold bezahlter Landesverräther!!! So weit hatte es bis jetzt 
die blinde Parteiwuth noch nicht getrieben, einen Charakter, wie Gagern, ſo au⸗ 
ſchwätzen zu wollen. Deutſchland wird zwiſchen dem Anklaͤger und dem Ange⸗ 


klagten richten. N 
Dresden, den 21. Juli. In der II. Kammer wurde heute die ſpecielle 
Berathung über die Verordnung vom 11. April, die Verſtärkung und erwei⸗ 
terte Beſtiumung der Communalgarde betreffend, fortgeſetzt. Bei F. 2. der 
Verordnung iſt zuvörderſt zu bemerken, daß die in der I. Kammer gefaßten Ber 
ſchlüſſe: die Verpflichtung zum Eintritt in die Communalgarde vom 21. bis 
zum 50. Lebensjahre feſtzuſtellen, und daß die Kriegsreſerviſten, jedoch unbe⸗ 
ſchadet ihrer Militairpflicht, zum Eintritt in die Communalgarde verpflichtet 
werden, gegen zwei Stimmen angenommen. Zu dieſem Paragraphen, hat die 
ion, getreu ihrem Grundfage: alle Ausnahmen zu entfernen, die nicht 
bi de te Werföntiche oel tenſtverhältniſſe, durch körperliche Gebre⸗ 
en oder Unwürdigkeit geboten find, zur Aufhebung diefer Ausnahmen eine 
große Anzahl die bisherigen Beſtimmungen abändernde Anträge geſtellt. Der 
erſte dieſer Anträge lautet: „Feſtangeſtellten Lehrern an öffentlichen Unterrichts⸗ 
anſtalten, wozu auch die Profeſſoren der Landesuniverſität zu rechnen, iſt die 
Verpflichtung zum Eintritt in die Communalgarde präceptiv aufzuerlegen;“ 
derſelbe wurde nach einer ſehr ausgedehnten Debatte gegen 26 Stimmen geneh⸗ 
migt, ſodann aber auch ein hierzu von dem Abg. Brockhaus eingebrachter Zu⸗ 
108: „jedoch foll bei dem Nachweis, daß die Erfüllung ihrer Amtspflicht darun⸗ 
ter leidet, dem Communalgardenausſchuß geſtattet fein, allgemeine Dispenſatio⸗ 
nen zu ertheilen,“ gegen 17 Stimmen angenommen. b 0 
In Bezug auf diejenigen öffentlichen Beamten, Officianten und Diener, 
die nach den jetzigen Beſtimmungen, da ihre amtliche Wirkſamkeit mit dem 
Dienſte der Communalgarde nicht für vereinbar gehalten wurde, von dem Ein⸗ 
tritt in dieſes Inſtitut ausgeſchloſſen ſind, ſtellt die Deputation mehrere An⸗ 
träge, die ſich ſämmtlich auf Perſonen beziehen, denen nach dem Geſetze von 
840 auch bei freiwilligem Erbieten der Eintritt in die Communalgarde bisher 
nicht gefiattet war. Sie wurden ohne weitläufige Diskuſſton mit großer Ma⸗ 
jorität angenommen, bis auf den letzten, die Taglöhner betreffend, welcher auf 
Antrag des Abg. v. Criegern dahin abgeändert wurde, daß alle Taglöhner 
auf dem platten Lande ſowohl als in den kleinen Städten, fowie die angeſeſſe⸗ 
nen Taglöhner in den mittlern und größern Städten zum Ciutritt in die So 
munalgarde verpflichtet feien, die unangeſeſſenen Taglöhner in letztern 1 
fen Verpflichtungen nicht unterworfen, ihnen jedoch der freiwillige Eintrit 5 
gelaſſen werden ſoll. E . 
Zu 8. 30 l ſodann Staatsminiſter Oberländer noch muenchen, 
trag ein? „Die Ausſchüſſe ſind berechtigt, armen Communalgarp hehren kön⸗ 
die wegen ihres kümmerlichen Erwerbs auch die wenige Zeit nich hell werden zu 
nen, auf ihr Anſuchen auf Zeit oder auf immer Befreiung e ward. Hierauf 
laſſen,“ welcher auch von der Kammer einſtimmig gene denen bisher 
kam F. 4. zur Berathung, welcher diejenigen Perſonen anne oblag, deren 
zwar keine Verbindlichkeit zum Dienſt in der Comming nach dem Beſchluſſe 
freiwilliger Eintritt aber zuläſſig war. Von dieſen N gehörige Perſonen zum 
der Kammer künftighin alle in nachſtehende 18 55 10 Die bei öffentlichen 
Eintritt in die Communalgarde Wee Aerzte und Wundärzte, ſo 
Anſtalten (nicht bei Krankenanſtalten) angeſten g- und Hüttenleute und die bei 
wie praßticirende Geburtshelfer; 2) gemeine Vahenlohn angenommenen. Yes 
ſtskaliſchen Gewerbsanfalten auf nn * ommis, Schreiber, nicht auf der 
beiter; 3) Privatofſicianten, Hausleht aheſterbeiter oder Tonfige GeWerbädes 


Wanderſchaft begriffene Geſellen und Feet Ausdild e ee 
ülfen; kademien zu ihrer Ausdildung ſich befinden. g 
171 5 pine IE tir Deikkaliön beantragt, die Verpflichtung auch auf Ste 
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minarien und Schulen“ auszudehnen und da auch Denjenigen, welche im Alter 
von 18—21 Jahren ſtehen, den Eintritt fakultativ zu geſtatten; es wurde jedoch 
dieſer Antrag in Rückſicht darauf, daß die Communalgarde ein Inſtitut für 
ſelbſtſtändige Männer, für unabhängige, nicht unter Aufſicht ſtehende Staats⸗ 
bürger ſein ſolle, von der Kammer mit großer Majorität verworfen. Mit 
letzterm Beſchluſſe wurde die heutige Sitzung beendigt, und die Fortſetzung der 
Berathung über dieſen Gegenſtand auf die nächſte Tagesordnung gebracht. 

Hannover den 20. Juli. Die „Hannov. Zig.“ erwidert auf den neu⸗ 
lich erwähnten Artikel der Berliner National⸗Zeitung, wonach „von Seiten 
Hannovers die Angelegenheit des Waffenſtillſtandes ſo aufgefaßt worden ſein 
foll, daß man denſelben als eine vollendete Thatſache behandele, die Truppen 
zurückziehe, und in der Vorausſetzung, daß von Dänemarks Seite das Em⸗ 
bargo aufgehoben ſei, daſſelbe zu thun beſchloſſen habe“, Folgendes: Die Auf- 
hebung des Embargo auf Däniſche Schiffe in Hannoverſchen Häfen, ſeit dem 
13. Mai angeordnet, iſt längſt bekannt, und auf Antrag der betreffenden In⸗ 
terpellation in der Berliner National⸗Verſammlung in dieſen Blättern genü⸗ 
gend erläutert. Die angebliche Behandlung des Waffenſtillſtandes als vollen⸗ 
dete Thatſache von Seiten Hannovers und die behauptete Zurückziehung der Hans 
noverſchen Truppen iſt ein böswillig erfundenes Mährchen, als Beitrag zu jenen 
unermüdlichen Verdächtigungen Hannovers, deren unlautere Quelle doch end⸗ 
lich zu fließen müde werden ſollte. 

Emden den 17. Juli. Der Königl. Preuß. Konſul hieſelbſt hat unter 
dem 15. Juli die folgende Aufforderung ergehen laſſen: „Vom Königl. Preuß. 
Miniſterſum der auswärtigen Angelegenheiten wird, ſo raſch als thunlich, eine 
möglichſt vollſtändige Nachweiſung aller von den Dänen bis zum abgeſchloſſenen 
Waffenſtillſtande aufgebrachten, reſp. mit Embargo belegten Deutſchen Schiffe, 
unter Angabe deren Werths verlangt. Das hieſige Königl. Konſulat iſt dem⸗ 
zufolge veranlaßt, ein Verzeichniß der unter Hannoverſcher Flagge fahrenden 
Oſtfrieſtſchen incluſtve Papenburger Schiffe, welche in Dänemark unter Em⸗ 
bargo gelegt reſp. condemnirt find, fo ſchleunig als möglich einzuſenden. Die 
Eigner der aufgebrachten hieſtgen Schiffe werden mir fofort ihre Anſprüche mit 
theilen, welche ſie an Dänemark als Entſchädigung zu machen haben.“ 

Bremen den 20 Juli. In der geſtrigen Verſammlung der hiefigen 
Buchdruckereibeſitzer ift einſtimmig beſchloſſen worden, daß auf eine Annahme 
der Beſchlüſſe der ſogenannten National -Bucdruderverfammlung zu Mainz 
von ihrer Seite nicht eingegangen werden könne. So viel wir bis jetzt hören, 
find gleiche Beſchlüſſe von den Druckereibeſitzern in Berlin, Leipzig und Hanno⸗ 
ver gefaßt worden. 

Rendsburg, den 21. Juli. Aus dem nachſtehenden Schreiben des 
Oberſt⸗Lieutenants von der Tann an den General von Wrangel ergiebt ſich, daß 
die Auflöfung des Frei-Korps im Einverſtändniß mit dem Beſehls haber deſſelben 
geſchieht; das Schreiben lautet: 

„Sr. Excellenz dem General der Kavallerie von Wrangel, Großkreuz, Bes 
fehlshaber der Armee in Schleswig⸗Holſtein. In Erwiederung einer hohen An⸗ 
frage vom heutigen Tage beehre ich mich, gehorſamſt zu berichten, daß es jeden⸗ 
falls wünſchenswerth ſcheint, das Frei⸗Korps bei der jetzt eingetretenen Waffen⸗ 
ruhe und dem nahen Waffenſtillſtande zu eutlaſſen. Nur muß ich mir die Be⸗ 
merkung erlauben, daß ſich das Frei⸗Korps bis zum Eintritt eines Waffenſtill⸗ 
ſtandes bei der proviforifchen Regierung zum Dienfte verpflichtet hat, welches 
Engagement vorher gelöſt werden ſollte. Die in den Frei⸗Korps dienenden Baie⸗ 
riſchen Offiziere ſind an keine beſtimmte Zeit gebunden und wünſchen ſaͤmmtlich 
ihre Entlaſſung. Bei weitem der größte Theil des Frei-Korps — namentlich 
die fünf Kompagnieen des früheren von der Tannſchen Korps und das Aldoſſeri⸗ 
ſche Korps — haben durch mehrmalige Erklärungen ihren ‚Rücktritt von dem 
ihrer Führer abhängig gemacht. In einem anderen Verhältniß ſteht die jetzige 
ſechſte Kompagnie, aus den Reſten des ehemaligen Wasmerſchen Korps zuſam⸗ 
mengeſetzt, welche ſich ſchon früher der Regierung zur beliebigen Dispoſition ges 
ſtellt hat. Von Seiten des Korps dürfte demnach einer ſofortigen Auflöfung 
kein Hinderniß im Wege ſtehen. Hadersleben, den 9. Juli 1848. (gez.) Oberſt⸗ 
Lietenant von der Tann, Kommandeur.“ 

Die Offiziere des von der Tannſchen Frei-Korps haben dieſen Morgen in 
einer gemeinſchaſtlichen Berathung den Beſchluß gefaßt, ſich dem Vefehle der pro⸗ 
viſoriſchen Regierung als Ehrenmänner unterwerfen zu wollen. Sie hätten der 
proviſoriſchen Regierung ihre Dienſte angeboten und dieſe ſeien von ihr mit Dauk 
angenommen; auf ehrenvolle Weiſe hätten ſie für das Vaterland gekämpft und 
ehrenvoll wollten ſie daher auch aus dem Kampfe ſcheiden und den Ruhm welchen 
fie vielleicht ſich in unſerem Deutſchen Lande erworben, nicht durch eine Aufleh⸗ 
nung gegen die proviſoriſche Regierung, welche die Auflöſung der Freiſchaaren 
für gut befunden habe, zu beflecken. Nur will das Jenſſen⸗Dusſche Frei⸗Korps 
vor feiner Auflöfung eine Anerkennung feiner geleifteten Dienſte ausgeſprochen 
wiſſen. 

Die Auflöfung der Frei⸗Korps wird heute Abend erfolgen. Die Ablieferung 
der Waffen der von Jenſſen-Tusſchen und von der Tannſchen Frei, Korps hat 
nicht ſtattgehabt. 

Wien, den 21. Jul. (Achte vorbereitende Sitzung der conſti⸗ 
tuirenden Reichs⸗Verſammlung am 20. Juli.) Der Alters, Vieeprä⸗ 
ſident Weiß eröffnet die Sitzung 124 Uhr. Der Berichterſtatter Mayer verlieſt 
den Text des Entwurfes der Geſchäftsordnung der conſtituirenden Reichs- 
Verſammlung. Der Alters⸗Vieepräſident ladet die Verſammlung ein, zur Prä⸗ 
ſidentenwahl zu ſchreiten. Die Abſtimmung ergab folgendes Reſultat: von 
289 Stimmen bekam der Abgeordnete Dr. Franz Schmitt (Wien) 259. Der 
Alterspräſident ladet ihn ein, den Vorſitz einzunehmen. 
dent dankt mit kurzen Worten für das ihm geſchenkte Vertrauen und verſpricht, 
ſeinem Berufe nach Kräften nachzukommen. Bei der ſtattfindenden Viceprä⸗ 
ſidentenwahl ſtimmten 288. Davon bekam Dr. Stobach (Prag) 238, 
worauf ihn der Präfldent als Vicpräſident proklamirte. Die Wahl des zweiten 


Der neugewählte Präſi⸗ 


Bicepräfidenten fiel auf Hagenauer (Trieſt) mit 234 Stimmen van 280. 
Der Praͤſident proklamirt ihn ale zweiten Bieepräfidenten, er dankt in gediege⸗ 
ner Rede. f 

— Vorgeſtern Abend iſt die Freiin v. Brandhof in Begleitung ihres Ge⸗ 
mahls, des Erzherzogs Johann, mittelſt der Eiſenbahn in Meidling nächſt Schön: 
brunn angelangt. Daſelbſt wurde ſie von National-Garden aus der Umgebung 
unter klingendem Spiel empfangen; von Hietzing aus ging ihr ein Zug weißge⸗ 
Heideter Mädchen entgegen. Ein Ausſchußmitglied, Herr Weſſ ely, hielt an ſie 
eine den Geiſt der neuen Zeit kräftig ausſprechende Rede. Erzherzog Johann war 
ſehr gerührt und dankte mit herzlichen Worten im Namen ſeiner Gemahlin. 

— Auf morgen, den 22ften iſt die Eröffnung des Reichtages be⸗ 
ſtimmt und Montag erwartet man die Rückkehr des Kaiſers. 

— Das Miniſterlum des Innern hat geſtern auf telegraphiſchem Wege aus 
Prag vom 20. Juli die Nachricht erhalten, daß der Prinz Karl Adalbert, Sohn 
Ihrer Kaiſerl. Hoheit der Erzherzogin Hildegard, am 19. Abends um ſieben Uhr 
an den Blattern geſtorben iſt. : 

Prag, 18. Jul. Durch die Kundmachung vom K. K. böhm. Landespraſidium 
wird das Corps Swornoſt für aufgelöſt erklärt und das Tragen der Abzeichen deſſelben 
unterfagt. „Jede Uebertretung dieſes Verbotes iſt von der competenten Behoͤrde als 
Polizeivergehen zu beſtrafen“ — ſchließt die Kundmachung. 

Peſth, den 18. Juli. Wenn ich mich nicht irre, fo wird von Seiten unſe⸗ 
res Miniſteriums in den nächſten Tagen ein Schritt geſchehen, der Oeſterreich und 
Ungarn wieder näher zuſammen bringen, der die Vereinigung der Kriegsminiſte⸗ 
rien beider Staaten vorbereiten wird, eine Vereinigung, die ſich täglich mehr als 
eine Nothwendigkeit herausſtellt. Dieſer Schritt iſt nichts Geringeres, als der 
Vorſchlag, für die öſterreichiſche Armee in Italien Hilfstruppen zu votiren. Man 
ſcheint dafür ungariſcher Seits auf öſterreichlſche Hilfe zu rechnen, im Falle eine 
ruſſiſche Armee unſere Grenze bedrohen ſollte, ein Ereigniß, das wir befürchten, 
ungeachtet der kürzlich erhaltenen Zuſicherung Rußlands — es werde nur ein⸗ 
ſchreiten, wenn unſer Land der Heerd zu Umtrieben gegen Rußland werde. 

Peſth, den 19. Juli. Eben eingegangenen Privat-Nachrichten zu Folge 
ſind die Ungarn am 15. Juli bei Szegedin von den Kroaten und Serbiern aufs 
Hanpt geſchlagen worden. (Schl. 3.) 

Trieſt, den 12. Juli. Ein Dampfboot des Lloyd hat heute früh unſern 
Hafen verlaſſen, um die gewöhnliche Fahrt nach der Levante wieder aufzuneh⸗ 
men. Da es bis in dieſem Augenblick (2 Uhr) nicht zurückgekehrt iſt, ſo dürfen 
wir mit Gewißheit annehmen, daß das feindliche Geſchwader, das vor Umago 
ankert, ihm kein Hinderniß in den Weg gelegt hat. A 


3.) 
Trieſt, den 13. Juli. Die ſardovenetianiſche Flotte erlitt am 
10. Juli durch den ſtarken 


Sturm einige Haverien und iſt gegenwärtig bei 
Umago vor Anker. Nach ſichern Gerüchten, wird Bua nach Venedig als Mari⸗ 
neminiſter gerufen und Oberſt Marſich als fein Rafotger genannt. 


An s lan d. 


Frankreich. 

Paris, den 19. Juli. Die vier von Cavaignac ernannten Militär⸗Com⸗ 
miſſtonen haben heute im Juſtizpalaſte ihre Thätigkeit angetreten. Sie werden 
ſich zuerſt mit den Eingeſperrten beſchäftigen, gegen welche nur leichte Anſchul⸗ 
digungen vorliegen, die wenigſtens eine wien Freilaſſung rechtfertigen kön⸗ 
nen. Gegen jene Gefangenen, welche von den E ommiſſtonen in die Kategorie 
der Abzuurtheilenden geſtellt werden, beginnen die zwei Kriegsgerichte noch in 
dieſer Woche das gerichtliche Verfahren. — Täglich treffen Abtheilungen der 
Alpenarmee hier ein, um die Lager der Umgegend zu beziehen. Geſtern zogen 
drei Bataillone durch die Hauptſtadt nach Verſailles. — Nach dem Geſetzent⸗ 
wurfe, der nächſtens der National⸗Verſammlung vorgelegt werden ſoll, will man, 
den Colonieen, wo die Sclaven⸗Emancipation proklamirt worden if, folgende 
Entſchädigung für jeden freizugebenden Neger bewilligen: auf Bourbon 800, 
auf Martinique und Guadeloupe 500 und in Cayenne 150 Franken. — Ca- 
vaignac wird, wie man verſichert, nächſtens eine Demoiſelle Dubochet heirathen, 
Tochter des Direktors einer Gascompagnie. 7 x 

— Drei Capitäns, welche die Erklärung des demokratiſch⸗ſocialen Clubs 
unterzeichnet hatten, haben engen Arreſt für einen Monat erhalten und werden 
ſodann nach Algerien und Corſtka verſetzt. 

Paris, den 20. Jull. National⸗Verſammlung. Schluß der Siz⸗ 
zung vom 19. Juli. Bei Wiederholung des Skrutiniums über die Praͤſidenten⸗ 
wahl waren zur abſoluten Mehrheit 383 Stimmen erforderlich; Herr Armand 
Marraft erhielt 411, Herr Lacroſſe 334 und Herr Bac 20 Stimmen. Herr 
A. Marraſt wurde demnach als Präfident der National-Verſammlung proklamirt. 
Die Berathung des auf die Zöglinge der polytechniſchen und der Militairſchule 
pezüglichen Dekret⸗Entwurſs wurde hierauf feſtgeſetzt und derſelbe nach einigen 
Abänderungen der einzelnen Veſtimmungen angenommen. Herr Gon in erſtattete 
Bericht über ein Dekret, wonach für die Büreaukoſten und ſonſtige Ausgaben des 
Conſeils⸗Praſidenten 15,000 Fr. bewilligt werden. Das Dekret wurde als 
dringlich angenommen. Ein Dekret Entwurf bezuglich der Mobil⸗Garde wurde 
vertagt. 

Die heutige Sitzung eröffnete Vice» Präfdent Corbon um 22 Uhr. 
Nach Vorleſung des Protokolls durch einen der Sekretaire theilt derſelbe der Ver⸗ 
ſammlung einen Brief von A. Marraſt mit, worin dieſer ihr für das hohe Ver⸗ 
trauen dankt, daß ſie ihm durch ſeine Wahl zum Präfidenten erwieſen. Er be⸗ 
dauert jedoch, nicht fofort den Präſidentenſtuhl einnehmen zu können, indem ihn 
ein heftiges Fieber im Bett zurückhalte. Sobald dieſes vorüber, werde er ſich 
beeilen, fein hohes Amt zu erfüllen. Ein zweiter Brief, den der Präfident ver⸗ 
lieſt, zeigt der Verſammlung den Tod ihres Kollegen Dornes, Redakteurs des 

(Mit zwei Beilagen ) 


171. 


National, offiziell an. Der Präſident beſtimmt durchs Loos eine Deputation 
von 50 Mitgliedern, die der Beerdigungs⸗Feier beiwohnen fol. Eine Menge 
Petitionen wird auf den Büreautiſch gelegt. Der Präſident zeigt an, daß die 
Stimmzettel Zählung über die Wahl eines neuen Vice-Präſidenten in den Neben 
Sälen vollendet ſei und folgendes Reſultat ergeben babe: Zahl der Stimmenden: 
440, abſolute Mehrheit: 221; Birio hat 328 Stimmen erbalten und wird 
ſomit zum Vice⸗Präſidenten proklamitt. Nach Vixrio, der ſich fo muthig gegen 
die Inſurgenten auf den Barrikaden gezeigt hatte, zählten Trelat, der ehemalige 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten, und Vivien, der Akademiker, die meiften 
Stimmen. Der Präſident ladet die Verſammlung ein, fi von Montag an 
fleißig mit Prüfung des Verfaſſungs Entwurfs zu beſchaͤftigen, damit deſſen 
öffentliche Berathung bald beginnen könne. 

oa Der Chef der vollziehenden Gewalt hat die Verwaltung der Stadt Paris 
Torganiſitt. Er hat die Präſektur des Seine Departements wieder hergeſtellt. 
Der „Moniteur“ bringt heute auch bereits die betreffende Verordnung: Sie 
lautet: „Franzöſiſche Republit, Freiheit, Gleickbeit, Brüderſchaft. Auf den 
Bericht des Miniſters des Innern und nach Anhörung der Miniſter beſchließt der 
Conſeils-Präſident: Art. 1. Der Bürger Trouvé Chauvel (bisher Polizei-Prä⸗ 
fekt) iſt zum Präfekten des Seine-Departements ernannt, in Erſetzung des Buͤr— 
gers Armand Marraſt, deſſen Abdankung (als Maire von Paris) angenommen 
iſt. Der Bürger Ducoux iſt zum Polizei-Präfekten ernannt, an die Stelle des 
für die Seine⸗ Präfektur beſtimmten Bürgers Trouve Chauvel. Art. 2. Der 
Miniſter des Innern iſt mit Ausführung dieſes Beſchluſſes beauftragt. So ge⸗ 
ſchehen im Präſidentſchafts-Hotel zu Paris, den 19. Juli 1818. 

(gez.) E. Cavaignac.“ 
— George Sand hat Paris in Folge der jüngſten Ereigniſſe verlaſſen, um 


in Tours, wohin ihr ganzes Mobiliar geſchafft wurde „ ihren bleibenden Aufent⸗ 
halt zu nehmen. 


Großbritannien 


London, den 20. Juli. Di ir 
eingegangenen Nachrichten 1 ie beute aus den Fabrikbezirken des Nordens 


Tagen n im Vergleiche zu denen, die noch vor wenigen 
Be; a a durchweg befriedigend. In Dorkfbire und Lan- 
zeichen des Beſerwerbens f 0 der Woche auf den Märkten weſentliche An⸗ 
und dem Wiedereint * was großentheils den herrlichen Grnte-Ausfichten 
9 reffen einiger Beſtellungen vom Feſtlande zuzuſchreiben iſt 

— a Clubs haben auf S. O'Brien's Antrag eine gemeinſame 
auf Umſturz der 9 ü fe läugnen, daß ihr Zweck auf Plünderung und Mord, 
2 er 5 igion und ſocialen Ordnung gerichtet ſei; ſie räumen bloß 

„ die Gewalt der britischen Legislatur in Irland umzuſtürzen. 


und Irland. 


ird berichtet, daß d 


und J. O' rien als d f 
größte Aufregung RR Bere n 1 


— Das Oberhaus hielt ) 
N geſtern keine S 
die Bill des Hrn. Anſtey, welche die Sefeltigung 876 


Reſtes d 5 
mungen und Ausſchließungen bezweckt, eſtes der Strafbeſtim 


8 N denen die Engliſchen Katholiken noch we— 
gen ihrer Religion unterliegen, nun im Comite berathen werden. Es entſpann 
ſich eine Debatte, worin alle ſchon früher gegen die Bill erhobenen Einwürfe 
2 ee. vorgebracht wurden. Mehrere Mitglieder drangen in Hrn. 
we — fo wunde Borgerüdte Seſſion die Bill zurückziehen möge. Da 
40 Stimmen verworfen. n Vantragt und die Bil mit 87 gegen 


Niederl d 
ierdam, den 4 : u N, 
ih war don am ai den General⸗Staaten überfanbte Verfaſ— 
ren Beleuchtung der betreffende reiben des Miniſter Rathes begleitet, zur weites 


und Unterrichtsfreiheit. „ Hauptpunkte, vorzüglich in Bezug auf Religions- 
145. lautet: 


—— 5 Art. 447. Alle Einwohner, 
pelisiſcen Rechte und find e Jes, genießen dieſelben bürgerlichen und 
len Würden und Aemtern berechtigt. Art. 148. 
110 a K. erlaubt, wenn dadurch die Ord— 

a geſtoͤrt werden. Art. 181 i 
2 f et Die Kirchenge: 
* ee. BEN ohne Zwiſchenkunſt der Regierung mit ihren n 
eee a e derſelben zu veröffentlichen, vorbehalten 
3 8 . uche beſtimmte Verantwortlichkeit. Art. 172. Die Or⸗ 
jan 3 8 ichen Unterrichts wird durch das Geſetz geregelt und dabei 
ung ber d l Der Unterricht iſt frei, vorbehaltlich der Prü⸗ 
Kine e Fähigkeit der Lehrer und der von der Behörde auszuuͤbenden Auf- 

ieſe Gegenſtände werden durch das Geſetz geordnet werden. 
Weasel ‚Belgien. 
gen Tage — den 19. Juli. Mittelſt Königlicher Verordnungen vom geſtri⸗ 
Orban, Po der bisherige Miniſter der öffentlichen Arbeiten, Herr Frere« 
Ab Gemeinde nen- Miniſer und an deſſen Stelle Herr Rolin, bisher Advokat 
ah zu Gent, zum Miniſter der öffentlichen Arbeiten ernannt, 
St. Peter Rußland und Polen. 

ſind neuerdin burg, den 17. Juli. Im Gouvernement St. Petersburg 
worden; ide die Städte Pawlowsk und Gatſchina von der Cholera ergriffen 
en zeigt fie ſich hier nicht heftig. Von allen Kreifen des Gouver⸗ 


Beilage zur Poſener Zeitung. 


Im Unterbaufe ſollte 


den 26. Juli 1848. 
nements am meisten heimgeſucht find die Kreife een 
Bis zum 30. Juni betrug die Zahl der in ſämmtlichen E 8 „, 
die der Geſtordenen 195. In Kronſtadt find feit dem ies erte 
bis zum 30. Juni, d. i. im Verlaufe einer Woche, von 1 > 
ſtorben. In der Hauptſtadt St. Petersburg ſind 3 5 des Sp 
Perſonen erkrankt und 3617 geſtorben. Im Dorfe Sale N fajften erkrätes 
Wilna, Kreis Ofimiana, und in zwei benachbarten Ot ben. In Diostan 
zwiſchen dem 24. und 29. Juni 12 Bauern, von denen 5 tar 1 Aren 1776 
nimmt die Epidemie ab. Zwiſchen dem 27. Juni und 4. Juli erkt den früher 
Perſonen und ſtarben 847. In der Mitte des Juni wurden außer Ae d 
genannten Städten und Kreiſen des Gouvernements Moskau noch 1 75 der 
Dmitroff, Klin nebſt dem gleichnamigen Kreiſe, Podolsk, Sſerpuchof, bis 24 
Kreis Wolokolamst heimgeſucht. In ſämmtlichen Kreiſen find vom 13. ng 
Juni überhaupt erkrankt 368 Perſonen und geſtorben 228. Mit bedeuten 8 
Intenſität dauert die Cholera noch in Kolomna fort, wo vom 13. bis 24. Jun 
272 Perſonen erkrankten und 186 ſtarben. 


N 


Verſammlung zur Vereinbarung der preufifchen Staats: 
Verfaſſung. 
Einundreißigſte Sitzung, vom 21. Juli. [Schluß.] 
Hr. Schulz will ſolche Verantwortlichkeit durchaus nicht übernehmen, 
ſſeht den ganzen Antrag zurück. 
u 1150 Aer Die polniſchen Abgeordneten des Großherzog 
thums Poſen mögen thun, was ihnen beliebt, die Deutſchen würden dennoch 
ſtets hier erſchienen ſein. 6 
Hr. Jung verlich folgenden Antrag: „Einziger Artikel: Die SS. 151 — 
156. incl. Theil 11. Tit. 20. des Allgemeinen Landrechts find aufgehoben. Mo⸗ 
tive der Dringlichkeit: Dieſe Paragraphen, welche die berühmten Straf⸗ 
beſtimmungen über den frechen, unehrerbietigen Tadel, über Erregung von Miß⸗ 
vergnügen und Verſpottung der Landesgeſetze enthalten, bedrohen tagtäglich un⸗ 
ſere geſammte politiſche Preſſe. Die Staatsanwaltſchaft hat bis jetzt ein Auge 
zugedrückt, das unverſtändige Geſchrei nach vollſtändiger Ausführung der Ge⸗ 
ſetze wird fie bald zwingen, von Neuem unwillige Werkzeuge veralteter, des⸗ 
potiſcher Geſetze zu werden, wodurch die ehrenhafteften Staatsanwälte zur 2 
derlegung ihres Amtes gezwungen werden dürften. Da der Antrag men den 
fortigen Discuſſton nicht verſtattet wird und alſo in die abe daß 
ſoll, ſo nimmt Hr. Jung denſelben zurück, weil er das 9 Nacken 
die Regierung jetzt die Sache ſchon erledigen werde. (Heiterke A 8 
Hr. Wegener verlieſt folgenden, wie er ſagt, ſchon einen Mona 
Geſetzesvorſchlag: „Die National⸗Verſammlung wolle beſchließen, daß ſofort 
folgendes Geſetz erlaſſen werde. §. 1. Mit dem J. Juli 1848. hört jede Steuer⸗ 
Exemption auf. § 2. Es ſind demnach von dieſem Tage ab alle diejenigen 
Staatsbürger, Beamte, Gutsbeſitzer, Pfarrer, Schullehrer u. ſ. w., welche 
bisher keine, oder zu geringe Steuer zahlten, gleich allen Uebrigen Verpälsmipe 
mägig steuerpflichtig. §. 3. Die Höhe der Steuer ſelbſt wird nach Erlaß 5 
allgemeinen Steuergeſetzes beſtimmt und alsdann nachträglich erhoben, §. 4. 
Die bis dahin gezahlten Steuern werden dabei in Abrechnung gebracht. Nach 
geſchehener Unterſtützung des Antrags geht derſelbe, mit den inzwiſchen nach⸗ 
elieferten Motiven in die Abtheilungen. . 
g n die Berathung der Dales bung für den 4. Juli beendet war, 
ging man zu der vom 11. Juli über. 5 
Sr. Vogelfang verlieft folgenden Antrag: „Die Verſammlung wolle: 
In Erwägung, daß durch die Verordnungen vom 7. März 1843. betreffend 
die Theilung gemeinſchaftlicher Jagddiſtrikte viele noch unbeendigte Prozeſſe und 
Regulirungen veranlaßt find, in fernerer Erwägung, daß vorausſichtlich die 
Aufhebung des Jagdrechts auf fremden Grund und Boden bevorſteht, und durch 
jene Aufhebung jene koſtſpielige Jagdprozeſſe und Regulirungen zwecklos werden, 
den Beſchluß ſaſſen: 1) Die Verordnung vom 7. März 1843. wegen Theilung 
gemeinſchaftlicher Jagddiſtrikte in Weſtphalen, ferner die Verordnung vom 
nämlichen Tage wegen Theilung gemeinſchaftlicher Jagddiſtrikte für die zum 
ſtändiſchen Verbande der Kur- und Neumark, Brandenburg und des Markgraf⸗ 
thums Riederlauſttz, fo wie der Provinz Sachſen gehörigen Landestheile, end⸗ 
lich die beiden Verordnungen vom nämlichen Tage über Ausführung der Jagd⸗ 
theilungen werden außer Kraft gefegt. 2) Allr auf Grund jener Verordnungen 
eingeleiteten noch nicht beendigien Reguliruugen und Rechtsſtreitigkeiten werden 
ſſirt.“ Der Antrag wird unterſtützt und fofort zur Discuſſton gelaſſen, wo⸗ 
für ſich auch der Miniſter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Gierke er⸗ 
hebt. Ehe der Antragſteller zur Begründung ſchreitet, giebt Hr. | 
ein Amendement des Inhalts ein: Alle, auf Grund der Verordnung a 
März 1843, wegen Theilung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke in der Provinz 
Weſſphalen, und den, zum ſtändiſchen Verbande der Kur- und Neumark, der 
Niederlaufitz und der Provinz Sachſen gehörenden Laudestheilen, eingeleiteten, 
noch nicht beendeten Regulirungen, werden ſiſtirt. Der Miniſter Gierke be⸗ 
merkt vorab, wie die Regierung ſich nur für die ſofortige Siſtirung jener Re⸗ 
gulirungen erklären könne. Schließlich müfle er ſich auch fur das Amendemen 
erklären, welchem auch der Antragfieller ſelbſt beitritt, indem er fein Amt 75 
erloſchen erklärt. Die Verſammlung nimmt daſſelbe faſt einfimmig 4 
und es kommt der vorläufig genehmigte Gefegentwurf in der nächſten. Hlichen 
5 Geſchäftsordnung nach, ohne alle Diseuſſton, zur beſtimmten, för 
enehmigung. 5 y ele⸗ 
Hr. 5 at macht nun'den „dringenden“ Antrag, daß ion 
genheiten der Handwerker und übrigen Arbeiter eine beſon dere Sachkenniniß 
gebildet und dieſer wenigſtens zwei Drittheile von Männern, Deinglichteit des 
beſttzen, zugetheilt werden. Dit Verſammlung erkennt die 
Antrags an, ſo daß die ſofortige Debatte eröffnet wird. be Verſammlung wolle 
Hr. Pax macht folgendes Amendement: „Eine Ho für die Gewerbs⸗ und 
beſchließen, daß ſofort eine beſondere Comiſſio n aan den Auftrag en 
Handwerks⸗Verhältniſſe niedergeſetzt werde, und Diele a0 sdem Handwerkſtande 
balte, mit Zuziehung frei gewählter Sachverſtändige Zeſchwerden Be be 
Vorſchläge zur ſchleunigen Abhülſe der dungen ung dltigen und demnach 
bis Ant Erſcheinen in 5 w gultig N 
u er iſoriſchen Geſetzes zu m Br, N 
Ben b 8 Mir „ bilden ſich ein, daß nur der zu nn Kir 
hörige ihre Angelegenheit verſtehe. Dies ſei aber durchaus irrig. Die 


— 
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werde durchaus nicht gefährdet, wenn man für jeden einzelnen Handwerkszweig 
eine Fachcommiſſion einrichten wolle. Ein großer Theil klagender Handwerker 
könne feine Lage am wenigſten beurtheilen, weil fie immer Sonder⸗Jutereſſen 


geltend machen, ohne Rückſicht auf den Handel zu nehmen. Er ſtimme daher 


* 


gegen den Antrag 

Hr. Röder beantragt ein Amendement, daß für die Angelegenheiten der 
Handwerker und übrigen Arbeiter die Commiſſton durch acht, den acht Abthei⸗ 
lungen zu entnehmende ſtimmfähige, ſachverſtändige Mitglieder verſtärkt werde. 

Hr. Behnſch iſt für die Sache, aber gegen den Antrag. Die Lage der 
Arbeiter, Handwerker und Gewerbtreibenden müſſe allerdings verbeſſert werden, 
die Handwerker und die übrigen Arbeiter ſtehen ſich jetzt aber entgegen, und 
eine Commiſſton könne alſo entgegenſtehende Intereſſen nicht vereinen. Der 
bereits eingeſetzten Commiſſion möge daher freie Hand bleiben. 

Vor dem Schluß der Debatte wird Hr. Pieper nochmals zum Worte ver⸗ 
ſtattet. Er meint, die Handwerker könnten über ihre Lage doch manche Aus⸗ 
kunſt geben. Er ſei nun ſchon feit 40 Jahren Bürger und (Schlächter⸗) Mei⸗ 
ſter, habe ehedem 16 Geſellen beſchäftigt, könne aber jetzt keinen mehr halten. 
Das Alles habe die leidige Gewerbefreiheit verſchuldet. Das die Handwerker 
in dieſer Verſammlung, von der ſeine Wähler glauben, daß er darin ſchlafe, 
kein Recht bekommen, liege nur daran, daß fie fo ſchwach vertreten feien. Der 
Bauerſtand ſei hier anſehnlich vertreten Früher habe der Bauer vom Hand. 
werker gelebt, jetzt gehe erſterer in Sammet und Seide, während letzterer nichts 
habe (Heiterkeit) Schließlich trete her dem Pax'ſchen Amendement bei. Bei der 
Abſtimmung wird das Par'ſche genehmigt. 

Br. d Eſter zeigt an, daß er, in Folge einer Beſprechung mit dem Ju— 
ſtizminiſter ſeine heut gemachte zweite Anfrage zurücknehme. (Bravo.) 

Die nächſte Sitzung wird zur Wahl des Präſidenten und der Vitepräff⸗ 
denten auf Montag, den 24., um 10 Uhr Vermittags anberaumt. (Schluß 
der Sitzung 3 uhr. N 


[Für den hier folgenden Theil ist die Redaction nicht verantwortlich.] 


Der Land⸗ und Stadtgerichts⸗Director Graffunder, welcher in der letz— 
ten Zeit fi häufig bei den Volksverſammlungen betheiligt hat, auch Mitglied 
des konſtitutionellen Klubbs und Bürgervereins iſt, hat ſich kürzlich über die 
diätariſch angeſtellten Subalternen der Juſſizbehörden dahin geäußert: 

daß dieſelben in öffentlichen Blättern Prätenſionen auf Fixation 
machten, wogegen doch in Ausſicht ſtehe, daß das jetzige diäta⸗ 
riſche Verhältniß auf ein Privatvertrags-Abkommen zwiſchen 
firirten Beamten und Gehülfen hingeführt werden müftle. 

Von der ſehr kategoriſchen Faſſung dieſes Ausſpruchs und davon abs 
geſehen, daß derſelbe nicht gerade ein Uebermaaß von Gefühl für die niedere 
Beamtenwelt verräth, geben wir unſern Mitbürgern zur Erwägung anheim: 

1) ob darin eine Prätenſton liegt, wenn Männer, die ſich die 
Anſtellungsfähigkeit auf Grund der Allerhöchſten Cabinets-Ordre 
vom 31. Oktober 1827 fauer erworben, dagegen protefliren, daß z 


ö der unentbehrlichen Beamten diätariſch beſchäftigt werden und 15 
Jahre lang bei ſehr kärglicher Veſoldung auf firirte Anſtellungen 
mit 300 — 400 Thlr. Gebalt warten müſſen? 

2) ob es etwa Prätenſion zu nennen if, wenn eine Subaltern⸗Be⸗ 
amtenklaſſe ihre bürgerlichen Rechte vindicirt und die freie 
Preſſe auch für ſich in Anſpruch nimmt? 

Mehrere Provinzial-Landtage haben die Beſchwerden der Diätarien für 
begründet crachtet. Der Herr Juſtiz⸗Miniſter bat denſelben erſt neuerdings 
eröffnet, daß, obwohl beſtimmte Verheißungen ſich ihnen für jetzt nicht ertheis 
len ließen, ihre Verhältniſſe doch zur Erwägung kommen und die von ihnen 
angeführten Umſtände, die ihm ſchon anderweit angezeigt, einer genauen 
Prüfung unterworfen werden ſollen. — Außerdem ſind bei der National-Ver⸗ 
ſammlung in Verlin mehrere, den Diätarien der Juſtizbehörden günſtige An⸗ 
träge von Männern aus dem Volke geſtellt worden. 

Es ſcheint, als wolle nur der Director Graffunder das als Präten— 
fionen anfchen, was alle Welt als Berechtigung anerkennt. 

Was das Privat-Vertrags⸗ Abkommen (1) zwiſchen firirten 
und diätariſchen Beamten betrifft, fo iſt dieſe Acuferung nur durch ein trauri⸗ 
ges Verkennen unſerer wohlerworbenen Rechte zu erklären. Hieße das, was 
nach Director Graffunder's Anſicht über die Dißtarien verhängt werden ſoll, 
dem Fortſchritte der Zeit huldigen, die freie Inſtitutionen will? Gewiß nicht. — 
Mir find der feſteſten Ueberzeugung, daß bei der Reorganiſation der Juſtizbe⸗ 
hörden ein ſehr humaner Geiſt vorwalten und jener etwas prophetiſche Ausſpruch: 

„anmahnend an verklung'ne, alte Zeiten“ 
nicht in Erfüllung gehen wird. Poſen, am 25. Juli 1818. 
Der Verein der diätariſchen Juſtiz-Subalternbeamlen. 


Markt ⸗ Bericht. Poſen, den 24. Juli. 
(Der Schfl. zu 16 Ms. Preuß) 

Weizen I Rthlr. 10 Sgr., auch 1 Rthlr. 18 Sgr. 11 Pf.: Roggen 26 
Sgr. 8 Pf., auch 1 Rthlr 1 Sgr.: Gerſte 15 Sgr. 7 Pf., auch 20 Sgr.; Ha⸗ 
fer 15 Sgr. 7 Pf., auch 17 Sgr. 9 Pf.; Buchw. 20 Sar, auch 22 Sg. 3 Pf.; 
Kartoffeln 8 Sgr. 11 Pf., auch 8 Sgr. 11 Pf.; der Cin. Heu zu 110 Pfd. 20 
auch 24 Sgr.: Stroh, das Schock zu 1200 Pfd 4 Rtir., auch 4 Rthlr 15 Sgr.; 
Butter das Faß zu 8 Prund 1 Rthlr 15 Sgr., auch 1 Rihlr. 20 Sgr.; Spi⸗ 

Berlin, den 24. Juli. 

An heutiger Kornbörſe waren die Preiſe von Weizen nach Qual. 45—52 
Thlr., bez.; Roggen loco nach Qual. 24 bis 26 Thlr.; pr. Juli/August 24, Aug. 
Sept. 244, Sept. / Okt. 253 ohne Umſatz; Gerſte große, loco 24 — 22, kleine 
22—21; Hafer im loco nach Qual, 16—18 Thlr. — W⸗-Rübſen und S.⸗R. 
nichts angetragen; Rüböl loco 114—11 Thlr., JuliſAuguſt 114 — 11 Thlr., 
Aug /Sept. 113—11 Thlr., Sept / Okt. 113—11 und 11 bez., Dftbr /Novbr. 
114-11, Nov, / dec. 113—114.— Spiritus loco 17 bez., JuliſAug. 163 bez 
Aug. Sept. 17 Br., Sept./ Okt. 163 bei. und G. N 
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Sommertheater im Odeum. 
Donnerſtag den 27. Juli: Die Mäntel, oder: 
Der Schneider von Liffabon; Luſtſpiel in 2 
Akten von Carl Blum. — Hierauf: Der Bräu⸗ 
tigam ohne Braut; Luſtſpiel in! Akt von Her⸗ 
zenskron. 


Zu wohlthätigen Zwecken, Mittwoch den 26ſten 
Juli: 


im Garten des Odeum: 
Deutſches National⸗Liederfeſt. 
Anfang 7 Uhr. 

Billets à 5 Sgr., ohne der Wohlthätigkeit Schranken 
zu ſetzen, ſind in den Buchhandlungen der Herren 
Heine, Mittler und Scherk, in der Kondito— 
rei des Herrn Freundt und Abends an der Kaſſe 

zu haben. 
Die Ordner des Licderfefles 


Beim Abgange nach Schleſten ſagen hiermit allen 
Verwandten, Freunden und Bekannten ein herzli⸗ 
ches Lebewohl 

der Rechnungs-Rath Hofmann nebſt Frau. 
Poſen, den 25. Juli 1848 
Nothwendiger Verkauf, 5 

Das hieſelbſt sub No. 8 und 9 belegene zur Kauf- 
mann Leonhard Uſinger'ſchen Concurs-Maſſe 
gehörende Grundſtück, abgeſchätzt auf 5471 Rthlr. 

Sgr. 6 Pf., zufolge der nebſt Hypothekenſchein 
und Bedingungen in der Regiſtratur ein zuſehenden 
Taxe ſoll am 4. September 1848 an ordentli— 
cher Gerichtsſſelle ſubhaſtirt werden 

Alle unbekannten Realprätendenten werden aufge— 
boten, ſich bei Vermeidung der Präcluſton ſpäteſtens 
in dieſem Termine zu melden. 

Inowraclaw, den 26. Mai 1818. 
Königl. Land- und Stadtgericht, 
Bekanntmachung. 

Am 27. d. M. werden 38 Centner alte, außer 
Gebrauch geſetzte Druckſachen auf Schreib-Papier, 
größtentheils in Median- und Royalformat beſtehend, 
und andere Dienſtpapiere, worunter ſich auch 11 Ein. 
49 Pfd. Akten zum Einſtampfen für eine Papierfabrik, 
2 Ctr. Akten- und Pappdeckel für Buchbinder geeig⸗ 
net, z Ctr. alte Zeitungen und Intelligenz-Blätter 
zum Gebrauch für Tapeziere, die Rang- und Quar⸗ 


tier⸗Liſten für 1833 und das Handbuch für Hof und 
Staat für 18˙ und 183% befinden, im Ganzen 
oder in kleineren Theilen, im Dircktorats-Gebäude 
(Breslauer⸗Straße No. 39) um 9 Uhr Vormittags 
an den Meiſtbietenden verkauft werden. 
Poſen, den 15. Juli 1848. 
Der Provinzial⸗Steuer-⸗Direktor. 


Bekanntmachung. 

Die Lieferung des Brennholzbedarfs für die Vu⸗ 
reaus der Königl. Regierung, das Friedrich-Wil⸗ 
helms-Gymnaſium, das Schullehrer =» Seminar 
und die Königl. Luiſen⸗Schule, für den Winter 
1818/9, im ungefähren Betrage von 

200 Klaftern Elfen- 
50 


s.. Pirfens 
50 2 Eichen⸗ und Klobenholz, 
30 „ Kiehnen⸗ 


ſoll dem Mindeſtfordernden überlaſſen werden, wo— 
zu ein Termin auf den 2ten Auguſt d. J im Kö⸗ 
nigl Regierungs-Gebäude angeſetzt worden if 
Die Bedingungen können bei dem Unterzeichneten 
lederzeit eingeſehen werden. 

Poſen, den 24. Juli 1848. 
Holtz ſch, Reg -Sekr. 


Die bisher von mir bewohnte Are Etage meines 
Hauſes, Breslauerſtraße Nro. 12., will ich, nad» 
dem ſolche reſtaurirt iſt, an ruhige Miether billig 
überlaſſen. N A. L. Auerbach. 


— — 


Auf ag BA 132 iſt das Grundſtück nebſt 
Garten von Michaeli d. J ab. zu vermietben, 
F reundt. 


—ä — Zu 


0 Abgelagerte Hamburger und Bremer Cigar— N 

ren von vorzüglicher Güte empfiehlt 

N Remak, | 
Wilhelms-Platz No. 13. 
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Möbelfuhrwerk n. Berli. 
Am 31ſten d. Mts geht ein großer verdeckter Mö⸗ 
belwagen, der Fracht ſucht, von hier nach Berlin. 
Näheres kl. Ritterfir. No. 307. eine Treppe hoch. 
F. Dühmke, Möbelſuhrwerksbeſitzer 
aus Berlin. 


Am Zten Mai c. wurde mir hierorts von polnis 
ſchen Inſurgenten unter anderm ein Wechſel über 
150 Rthlr., ausgeſtellt (in jüdiſcher Schrift) im 
Menat Marcheſchwon (Oktober) 1847 vom Herrn 
Salomon Kuttner hier an meine Ordre, zahl⸗ 
bar 1 Jahr nach Dato, weggenommen. Es ſind 
gegen etwanigen Mißbrauch die nöthigen Maßregeln 
getroffen, und wird dem Wiederbringer eine ange⸗ 
meſſene Belohnung zugeſichert, 

Wrcſchen, den 24. Juli 1848. 

Meyer Markus, Poſamentier. 


Mittwoch den 26ſten Juli: 
Großes Enten Ausſchieben und Abendbrod, 
wozu ergebenſt einladet Hildebrandt. 


Donnerſtag, den 27 Juli: 


Großes Konzert 


im Schilling. 


Entree A Perſon 5 Sgr 


Poſen, den 25. Juli 1818. ö 
Der Vorſtand. 


